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„Ei, wen denn sonst?“
Am 8. Oktober sind Landtagswahlen in Hessen. Direktkandidaten der DKP stellen sich vor
Werner Krone (80) ist gelernter Bauingenieur im Ruhestand. Er kandidiert im 
Wahlkreis Darmstadt II für die DKP.

UZ: Wie bist du Kommunist geworden?

Werner Krone: Als gebürtiger Sauer-
länder bin ich in einer Industrieregi-
on groß geworden. Ich wuchs bei mei-
nem Großvater auf, der Arbeiter und 
Mitglied der KPD war. Er verlor drei 
Söhne an die Wehrmacht, 
den Krieg und den Hitler-
faschismus. Das hat mich 
geprägt. Schon als kleiner 
Junge mit sieben Jahren 
habe ich das „Volksecho“ 
gelesen. Später machte ich 
eine Ausbildung bei der Ei-
senbahn und arbeitete dort 
im höheren Dienst, bis ich 
Berufsverbot bekam. Das 
war ein starker Einschnitt 
und auch entscheidend für 
meinen Werdegang.

UZ: Was sind deine politischen Schwer-
punkte?

Werner Krone: Ein Schwerpunkt ist die 
Verkehrspolitik. Unsere Infrastruktur 
wird kaputtgespart. Irgendwo müssen 
ja die 100 Milliarden Euro für die Auf-
rüstung herkommen. Die Kriegspolitik 
kostet nicht nur Menschenleben, son-
dern auch viel Geld. Das betrifft uns 
alle! Man sieht das am Zustand der 
Brücken, der Straßen und bei der Bahn 
sowieso. In der Vergangenheit wurde zu 
wenig gemacht. Stattdessen sollen hier 
im Rhein-Main-Gebiet Autobahnen ge-
baut und ausgebaut werden. Im Fechen-
heimer Wald wird die teuerste Lösung 
verfolgt mit maximalem Waldeinschlag. 
Manchmal ist der Irrsinn auch konkret.

UZ: Das gilt ja nicht nur für den Ver-
kehr … 

Werner Krone: An den Schulen ma-
chen die Lehrer darauf aufmerksam, 
dass sie zu wenig Stellen haben und 
sich den Kindern nicht richtig widmen 
können. Krankenhäuser werden ge-
schlossen, weil sie in Konkurs gehen. 
Das muss man sich mal vorstellen: Ein 

Krankenhaus geht in Kon-
kurs – was soll das bedeu-
ten? Man darf es nicht als 
selbstverständlich ansehen, 
dass lebenswichtige Ein-
richtungen einfach Plei-
te gehen können. Daran 
braucht es grundsätzliche 
Kritik. Die Politik behan-
delt uns Bürger oft einfach 
wie Kunden und entschei-
det über unsere Köpfe hin-
weg. Wir müssen verste-

hen, dass wir uns zusammenschließen 
müssen, wenn wir etwas verändern wol-
len. Da darf man nicht auf politische 
Versprechen hoffen, sondern muss ge-
meinsam handeln!

UZ: Welche Erfahrungen machst du im 
Wahlkampf?

Werner Krone: Es ist gut, dass wir 
mal wieder im Wahlkampf sind und 
gesehen werden. „Euch gibt’s ja 
noch“, höre ich öfter. Und viele fin-
den das richtig gut. Dabei stehen un-
sere Aussagen und Forderungen im 
Mittelpunkt. Die Farbe Rot haben 
wir vielleicht nicht patentiert, aber 
unsere Inhalte sind unser Alleinstel-
lungsmerkmal. 

UZ: Warum ist es wichtig, am 8. Okto-
ber die DKP zu wählen?

Werner Krone: Ei, wen denn sonst?

Ein von der Gewerkschaft ver.di vermitteltes Stipendium ermöglichte Robin 
Schmidt (31) das Studium an der Akademie der Arbeit. Zur Landtagswahl ist 
der Fachinformatiker Ersatzkandidat im Wahlkreis Frankfurt am Main III. 

UZ: Was sind deine politischen 
Schwerpunkte?

Robin Schmidt: Wohnen und Ge-
sundheit. Wir unterstützen schon seit 
langem die Kolleginnen und Kolle-
gen am Universitäts-
klinikum. Bei Streiks 
sind wir vor Ort, zeigen 
Solidarität und beglei-
ten Aktionen der Ge-
werkschaften mit eige-
nen Veranstaltungen. 
Beim Thema Wohnen 
haben wir in Hessen 
eine ziemlich beschis-
sene Situation. Gerade 
in Frankfurt sind die 
Mieten extrem hoch 
und Wohnraum ist Mangelware. Das 
musste ich auch schon am eigenen 
Leib erfahren, als ich auf der Suche 
nach einem WG-Zimmer war. Das 
hat nur über zahlreiche Kontakte und 
um drei Ecken geklappt.

UZ: Welche Reaktionen erlebst du im 
Wahlkampf?

Robin Schmidt: Ich bin der Ver-
gangenheit schon zur Bundestags-
wahl und zur EU-Wahl angetreten 
und kann durchaus ein paar Un-
terschiede feststellen. Früher gab 
es insbesondere unter jungen Men-
schen die Auffassung: Hauptsache 
wählen gehen, damit die AfD nicht 
reinkommt. Das reicht heute nicht 
mehr als Begründung aus. Ich habe 
schon das Gefühl, dass viele nicht 
mehr nur das Schlimmste verhin-
dern wollen, sondern eine klare Kri-
tik an der herrschenden Politik for-

dern. Der zweite Punkt ist: Früher 
haben linksorientierte Leute oft ge-
fragt, warum sie denn die DKP wäh-
len sollten und nicht die Linkspar-
tei. Heute erzählen sie mir, dass sie 
sich nach Alternativen umschauen, 

weil „Die Linke“ zer-
stritten ist.

UZ: Gibt es eine Forde-
rung aus dem Landtags-
wahlprogramm, die dir 
besonders am Herzen 
liegt?

Robin Schmidt: Das 
Land Hessen muss ein 
Programm für öffent-
lichen Wohnungsbau 

auflegen – bezahlbar für alle – kei-
ne Profite beim Thema Wohnen! Ich 
werde jeden Tag auf dieses Thema 
angesprochen. Junge Menschen, die 
hier in Frankfurt studieren, geben 50 
Prozent ihres Einkommens für Miete 
aus, oft für winzige Zimmer. Dage-
gen hilft nur, mehr Wohnungen mit 
einer dauerhaften Sozialbindung zu 
schaffen.

UZ: Warum ist es wichtig, am 8. Ok-
tober die DKP zu wählen?

Robin Schmidt: Die DKP zu wäh-
len, sendet das Signal, dass man mit 
den aktuellen Zuständen nicht zu-
frieden ist. Und es kann ein erster 
Schritt sein. Denn wirklich etwas än-
dern wird sich erst, wenn die Leute 
selbst dort aktiv werden, wo sie ih-
ren Lebensschwerpunkt haben: in ih-
rer Schule, ihrem Betrieb oder ihrer 
Universität.

NATO-Gegner auf der Straße
Friedensdemonstranten erinnern am 3. Oktober an Zwei-plus-Vier-Vertrag  
und setzen auf Frieden mit Russland

Am 3. Oktober demonstrieren 
deutschlandweit Menschen für 
den Frieden. Sie erinnern dabei 

an den Zwei-plus-Vier-Vertrag zum 
„Beitritt der DDR zum Geltungsbereich 
des Grundgesetzes“. In seiner Präambel 
haben sich die beteiligten Staaten ver-
pflichtet, eine europäische Friedensord-
nung aufzubauen, die die Sicherheits-
interessen aller Staaten, somit auch die 
Russlands, berücksichtigt. 

Die Friedenskräfte kämpfen von der 
Nordseeküste bis an den Rand der Al-
pen und von der Ostsee bis kurz vor die 
belgische Grenze für eine „Friedens- und 
Sicherheitspolitik, die diesen Namen ver-
dient“. Sie richten sich mit Demonstratio-
nen und Kundgebungen unter anderem 
in Hamburg, München, Stuttgart, Berlin 
und Kalkar gegen die NATO-Expansi-
on, die mit den vertraglichen Verpflich-

tungen Deutschlands bricht, ohne die die 
Sowjetunion der deutschen Einheit nie 
zugestimmt hätte. Der Hamburger Auf-
ruf fordert den Ausbau diplomatischer 
Beziehungen, die Stärkung der Organi-
sation für Sicherheit und Zusammenar-
beit in Europa sowie ein Ende der NA-
TO-Mitgliedschaft. Im Münchner Auf-
ruf wird unter dem Motto „Kooperation 
statt Konfrontation!“ die Beseitigung der 
US-Atombomben auf deutschem Boden 
und die Beendigung der ruinösen Sankti-
onspolitik gefordert sowie ein Ende der 
Ungleichbehandlung von Geflüchteten, 
von Kriegsdienstverweigerern und De-
serteuren und der Abschottung der Fes-
tung Europa.

Die Friedensbewegung an Rhein 
und Ruhr demonstriert seit fast zehn 
Jahren am 3. Oktober in Kalkar gegen 
die von der dortigen NATO-Luftleit-

zentrale ausgehende Gefahr für den 
Frieden. Sie begleitet auch die seit Jah-
ren regelmäßig stattfindenden NATO-
Atomkriegsmanöver „Steadfast Noon“ 
und „Cold Igloo“. In Kalkar und seiner 
Nachbargemeinde Uedem befinden sich 
zusätzlich das „Zentrum Weltraumope-
rationen“ und das militärische „Geo-
informationszentrum“. Damit kann die 
NATO satellitengestützt jedes Kriegsge-
schehen in weiten Teilen der Erdkugel 
kontrollieren und ihre Luftwaffe steu-
ern.  Somit sind die Standorte in Kalkar 
und Uedem auch für die Steuerung und 
Kontrolle von Atomschlägen nutzbar. 

Dies bewährte sich beim NATO-
Großmanöver „Air Defender 2023“, für 
das die Strategen in Kalkar und Uedem 
das Szenario miterstellten und die Ein-
satzbefehle planten. Dort kamen auch 
die US-Atombomber F-35 zum Einsatz; 

damit ging es hier konkret um ein ato-
mares Kampfgeschehen in Europa. Im 
Drehbuch des Manövers war Deutsch-
land zu einem Viertel von einer feind-
lichen Macht besetzt. Defender 2023 
sollte dieses Gebiet zurückerobern. Die 
NATO bezog ihre Manöverplanung auf 
den Ukraine-Krieg, insofern ging es hier 
um einen Krieg mit der Atommacht 
Russland. Die wiederholten Warnungen 
vor der vermeintlichen russischen Ge-
fahr sind jedoch irreführend: Rein mili-
tärisch gesehen verfügt Russland nicht 
über Kräfte, die durch Polen hindurch 
einen Überfall auf Deutschland ausfüh-
ren könnten. Die NATO gibt circa das 
15-Fache des russischen Militärhaushalts 
für ihren Militärsektor aus. Ein zweiter 
Feind gilt auch schon länger als ausge-
macht: Im Manöver „Kalkar Sky 22“ 
kämpften NATO-Soldaten gegen einen 
fiktiven Staat namens „East Cerasia“. 
Ohne die drei Buchstaben „CER“ geht 
es gegen East-Asia, also gegen China.

Nächstes Jahr steht das Großmanö-
ver „Steadfast Defender“ an. Kalkar/Ue-
dem wird eine zentrale Rolle in der Steu-
erung des Manövers spielen, es ist ak-
tuell die Schaltzentrale für die Führung 
aller NATO-Luftbewegungen in Europa. 
Auf der Bundeswehr-Website liest man: 
„Bei ‚Real World Operations‘ RWO ist 
das JFAC Joint Forces Air Component 
in Kalkar … für die Luftoperationen der 
NATO zuständig.“ Die NATO schickt 
sich an, die „Real World“ zu zerstören. 
Es ist zu hoffen, dass der Friedensakti-
onstag am 3. Oktober die Unterstützung 
erhält, die gebraucht wird, um eine le-
bensrettende Wende durchzusetzen. In 
Kalkar und auch anderswo.
 Bernhard Trautvetter
Unser Autor ist Sprecher des Essener 
Friedensforums und aktiv im Bundes-
ausschuss Friedensratschlag sowie beim 
Ostermarsch Rhein/Ruhr.

Schluss mit dem Irrsinn – Protest gegen die NATO-Luftleitzentrale in Kalkar am 3. Oktober 2022

Fo
to

: J
oc

he
n 

Vo
gl

er
, R

-m
ed

ia
ba

se
.e

u

Prozess gegen Luca  
verschoben
Das Landgericht Frankfurt am 
Main hat die Verhandlung gegen 
den Gewerkschafter und Lehrer 
Luca S. um vier Monate verscho-
ben. Luca S. hatte vor mehr als 
zwei Jahren auf einer Demonst-
ration einen Rauchtopf zur Sei-
te geräumt, um Rettungsarbeiten 
zu erleichtern. Die Staatsanwalt-
schaft konstruierte daraus später 
einen „Wurf“. Ende Mai wurde der 
Lehrer vor Gericht gestellt und 
in erster Instanz zu einer hohen 
Geldstrafe verurteilt, obwohl sich 
die Polizeizeugen selbst wider-
sprachen (siehe UZ vom 22. Sep-
tember). Der Staatsanwalt legte 
umgehend Revision ein, um eine 
noch höhere Strafe zu erreichen. 
Aufgrund des nicht rechtkräftigen 
Urteils wurde Luca S. nicht zum 
Referendariat zugelassen. Die Ver-
handlung sollte ursprünglich am 
27. September stattfinden. Durch 
die Verschiebung auf den 31.  Ja-
nuar 2024 bleibt ungewiss, ob und 
wann er seine Ausbildung fortset-
zen kann. Bei einer erneuten Ver-
urteilung droht ihm ein andauern-
des Berufsverbot.
Zur Petition „Luca muss Lehrer 
bleiben!“: 
kurzelinks.de/lehrer-bleiben

Fürsorge für Soldaten
Laut einer Bilanz des Berufsför-
derungsdienstes der Bundeswehr 
gibt es 2020 Kooperationsverein-
barungen mit rund 4.500 Unter-
nehmen. Dazu zählten Firmen wie 
Deutsche Bahn, Deutsche Post, 
Amazon und Rewe. Laut Bundes-
wehr setzt sie verstärkt auf die Zu-
sammenarbeit mit Konzernen, um 
Soldatinnen und Soldaten besser 
in die freie Wirtschaft zu integrie-
ren. Auch die Konzerne profitie-
ren: Die Bahn teilte mit, vor allem 
Offiziere und Unteroffiziere hät-
ten schon sehr früh Führungsver-
antwortung für Menschen und Ma-
terial. Allein in diesem Jahr stelle 
das Unternehmen mehr als 25.000 
neue Mitarbeitende ein. Da gelte 
es, alle Arbeitsmarktpotentiale 
auszuschöpfen, so eine Spreche-
rin des Unternehmens gegenüber 
„dpa“.

Demokratieverständnis
„Volksverpetzer“, ein selbsternann-
ter Anti-Fake-News-Blog, hat eine 
Petition gestartet, mit der der Bun-
desrat aufgefordert wird, ein AfD-
Verbot zu prüfen. In der Begrün-
dung werden Faschisten und Kom-
munisten gleichgesetzt: „Eines der 
Werkzeuge einer wehrhaften De-
mokratie ist das Parteienverbot. 
Wenn eine Partei bestrebt ist, die 
Demokratie abzuschaffen, ist es 
demokratisch, diese Partei zu ver-
bieten, so wie das in der Vergangen-
heit mit einer Nachfolgeorganisati-
on der NSDAP oder der kommunis-
tischen KPD geschehen ist.“ Zu den 
Erstunterzeichnern gehören Bela B. 
(Die Ärzte) und die Schauspielerin 
Nora Tschirner. Auch der Vorsitzen-
de der Hilfsorganisation für in See-
not geratene Flüchtlinge „Sea Eye“, 
Gorden Isler, bewirbt die Petition. 
So funktioniert die Extremismus-
theorie mit prominenter Unterstüt-
zung unter dem Label des Antifa-
schismus.

Sonneborn will wieder 
ins Europaparlament
Martin Sonneborn tritt erneut als 
Spitzenkandidat von „Die Partei“ 
zur Europawahl an. Auf Platz 2 kan-
didiert Schriftstellerin Sibylle Berg. 
Gegenüber dem Magazin „Spiegel“ 
erklärte sie, Sonneborn haben den 
Ausschlag für ihre Kandidatur ge-
geben: „Ich habe durch seine Be-
richte, Kommentare und Reden 
mehr über Politik und die Arbeit 
der EU verstanden als durch die 
Lektüre aller Sachbücher, die ich 
gelesen habe.“ 2019 erzielte „Die 
Partei“ 2,4 Prozent der deutschen 
Stimmen zum EU-Parlament, was 
ihr zwei Sitze in Strasbourg/Brüssel 
einbrachte.


